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Gefahren für die Sozialversicherung.
Auf der Industrietagung 1924, am 26. März in Berlin, hat der

Geheime Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. Ernst v. B o r s i g in einer

Rede über Industrie und Sozialpolitik u. a. gesagt:

Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der deutschen Sozialversicherung

«?ird von der deutschen Unternehmerschaft im Interesse der Erhaltung der

Arbeitskraft und der Volksgesundheit durchaus anerkannt. Auch auf dem Ge¬

biete der Sozialversicherung müssen aber diejenigen Maßnahmen getrolfen

und beibehalte! werden, die durch die allgemeine Notlage der Wirtschaft von

allen Verwaltungen «m Reich. Staat und Privatunternehmungen angewendet

werden, nämlich strengste Sparsamkeit, Vereinfachung

and Verbilligung des Betriebes und Personalabbau.

Angesichts der Tatsache, daß mit dem Wegfall jeder finanziellen Unterstützung

seitens des Reiches und der Länder die Mittel für die Sozialversicherung in

sämtlichen Zweigen ausschließlich von der Privatwirtschaft aufzu¬

bringen sind, darf erwartet werden, daß die Regierung bei der Organisation

der Sozialversicherung den Wünschen der Wirtschaft weitestgehend

Rechnung trägt und insbesondere diejenige Organisationsform wählt, die nach¬

weislich für eie deutsche Wirtschaft den geringsten Aufwand an

unproduktiver Belastung unter Beibehaltung des gleichen ver-

Mwhcrungstcchnischen Erfolges hervorruft. Den neuerdings wieder auf dem

Gebiete der Sozialversicherung hervorgetretenen Zentral isationsbestrebungen,

\erbunden mi: einer Beseitigung der Betriebskrankenkassen und

Aufhebung der Selbständigkeit der Berufsgenossenschaft ist auf das

nachdrücklichste entgegenzutreten, weil eine derartige Zentralisation der deut¬

schen Sozialversicherung weder versicherungstechnisch noch finanziell Erfolg

veisprechen würde.

Am Schlüsse seines Vortrages forderte dann der Redner, daß

sich die Regierung den Forderungen der Unternehmer, die er ..die

notwendigen Gesetze der Volkswirtschaft44 zu nennen beliebte,

„heugt", und ermahnte jeden einzelnen Unternehmer, von den

bürgerlichen Abgeordneten ihrer Partei und ihres Bezirks

zu verlangen, daß sie ..den berechtigten Forderungen der Wirt¬

schaft Gehör schenken44.

Auf diese Weise machen die Unternehmer Stimmung ¦ für

..Sparsamkeit44 in der Sozialversicherung. Und täuschen wir uns

nicht: sie finden in weiten Kreisen der Bevölkerung Gläubige.

Denn jeder ist für die Sparsamkeit, die zum Schaden anderer

durchgeführt wird. Die Unternehmer versäumen denn auch in

derartigen Reden nicht, besonders zu betonen, daß sie nur die

unproduktive Belastung beseitigen, dagegen den ..ver¬

sicherungstechnischen Erfolg44 nicht verringern wollen. Leider

herrscht in weiten Kreisen der Arbeiter und Angestellten nicht

genügend Klarheit über diese Fragen. Deshalb werden die Ge¬

fahren, die die Bestrebungen der Unternehmer auf diesem Ge¬

biete heraufbeschwören, leider nur zu oft nicht erkannt. Umso-

mehr ist es unsre Pflicht, bei jeder Gelegenheit auf diese Ge¬

fahren hinzuweisen.

Handel: es sich Wer doch in Wahrheit darum, daß die Unter¬

nehmer rücksichtslos die Kosten der Sozialversicherung

herabzudrücken suchen. Jeder vernünftige Mensch will überall

unnötige Ausgaben verhindern. Darüber besteht kein Streit.

Aber in der Sozialversicherung versagen die Unternehmer die

Mittel selbst für solche Ausgaben, die dringend not¬

wendig sind.

Das führt uns wieder einmal der kürzlich erschienene Ge¬

schäftsbericht des Reichsversicherungsamts
für das Jahr 1923 vor Augen. So werden in dem Bericht kurz

die Arbeitsgemeinschaften erwähnt, die die Träger der

Unfall-, der Kranken, und der Invaliden- und Hinterbliebenen¬

versicherung in dem Bezirke einer Landesversicherungsanstalt
unter Mitwirkung der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte

gebildet haben. Dann heißt es in dem Bericht:

Die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften hat im Berichtsjahre begreiflicher¬

weise unter der schweren finanziellen Notlage der

leteiligten Versicherungsträger gelitten. Es ist zu hoffen, daß sie nach

itrea Wiedererstarkung ihre allein auf freiwilligen Zusammenwirken beruhende,

Lrfolg versprechende Arbeit in erweitertem Maße wieder aufnehmen können.

Ob diese Hoffnung bei dem gegenwärtigen Geschrei der

Unternehmer nach „Sparsamkeit44 erfüllt werden wird, erscheint

zweifelhaft . Das wäre aber sehr zu bedauern, da besonders die

Fragen der Seuchenbekämpfung und der allgemeinen Wohlfahrts¬

pflege den Arbeitsgemeinschaften reiche Gelegenheit zur Beta-»»

tigung bieten.
In dem Abschnitt über Unfallverhütungs Vor¬

schriften wird mitgeteilt, daß e*M wenige landwirtschaftliche

Berufsgenossenschaften ihre Unfallverhütungsvorschriften den

Normal-Unfallverhütungsvorschriften des Verband^ der deut¬

schen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften angepaßt

haben, obgleich diese bereits im Oktober 1921 angenommen wor¬

den sind. Die Verzögerung wird auf die Zeitverhältnisse zurück¬

geführt, die u. a. im Hinblick auf die beträchtlichen

Kosten eine Beratung der Entwürfe in der Genossenschafts-

yersammlung in der üblichen Weise oft unmöglich machten. Da

inzwischen dem Reiehsversicherungsamt das Recht verliehen ist»

auf Antrag des Vorstandes die schriftliche Abstimmung der

Genossenschaftsversammlung zu genehmigen, so „dürfte44 mit

einer schnelleren Neubearbeitung der Unfallverhütungsvor¬

schriften zu rechnen sein, zumal das Reichsversicheruncsamt
auch für die Vertreter der Versicherten die schriftliche Ab¬

stimmung zuläßt.

Wann diese Hoffnung des Berichterstatters erfüllt sein wird,
muß ebenfalls abgewartet werden. Jedoch ist die schrift¬

liche Abstimmung in den meisten Fällen ganz wertlos, da es

ja für die Sache selbst nicht allein darauf ankommt, daß der

Buchstabe des Gesetzes über die Zustimmung zu den Vorschriften

erfüllt wird. Vielmehr ist am richtigsten die Aussprache
über die. Einzelheiten und die daraus zu erwartende Klärung

darüber, ob nicht diese oder jene Bestimmung den besonderen

Verhältnissen des Bezirks besser angepaßt werden kann. Daher

müßte die schriftliche Abstimmung schleunigst abge¬
schafft und trotzdem die Aenderung der Vorschriften unver¬

züglich durchgeführt werden. — Eine weitere Schwierigkeit hebt

dann noch der Bericht hervor: die hohen Kosten der Druck¬

legung der Vorschriften mit ihren erläuternden Abbildungen.

Aurfällig ist, daß in diesem Jahre nicht mehr die vorläufig
ermittelten Zahlen der im Jahre 1923 bei den Berufsgenossen¬
schaften angemeldeten und die der erstmalig entschädigten Un¬

fälle mitgeteilt ist. Wenn auch das eine Folge der Sparmaß¬
nahmen ist, so sollte sofort hier eingegriffen werden. Denn die

vorläufigen Zahlen sind unentbehrlich, da dic endgültigen erst

etwa ein Jahr später veröffentlicht werden.

Ganz besonders bedenklich ist es. daß die Zahl der Beamten

abgenommen hat, die die B-Mriebe in bezug auf die Unfallver¬

hütung zu besichtigen haben. Die Zahl dieser Beamten

beträgt 390 bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften, gegen

401 im Vorjahr: 110 bei den Baugewerks-Berufsgenossenschaften,

gegen 111 im Vorjahre: 79 bei den landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften, gegen 77 im Vorjahre.
Bei den Baugewerks-Berufsgenossenschaften heißt es in dem

Bericht: Mehrfach hatten sich die finanziellen Verhältnisse so

verschlechtert, daß der Ersatz ausgeschiedener technischer Auf¬

sichtsbeamten hinausgeschoben werden mußte. Das scheint aber

auch bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften der Fall

zu sein.

Auch die Zahlen für die Besichtigungen der Betriebe

sind geringer geworden. Es fanden Betriebsbesichtigungen

statt an 48 819 Tagen bei den gewerblichen Berufsgenossen¬

schaften, gegen 49 770% im Vorjahre« Bei den Baugewerks-
Berufsgenossenschaften waren 81475 Betriebe zu überwachen,

gegen 81305 im Vorjahre. 182 658 Besichtigungen wurden aus¬

geführt, gegen 181 574 im Vorjahre.
Bei den übrigen Berufsgenossenschaften waren 612 878 Be¬

triebe vorhanden, gegen 595 817 im Vorjahre. Besichtigt wurden

108 263 Betriebe, gegen 110 952 im Vorjahre.
Also obwohl die Zahl der zu besichtigenden Betriebe

gestiegen ist. ist die Zahl der besichtigten Betriebe ge¬

fallen.
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Die im Vorjahre von neuem aufgenommene V e r ö f f c n t-

1 i c h u n g aus den zum Teil sehr wertvollen Jahresberich¬

ten dieser Aufskhtsbeamten mußte wegen der hohen

Kosten wieder unterbleiben. Am schlimmsten jedoch ist es.

«Mall sogar die teclmiseben Mitglieder des Reich sversiche-

rungsamt< ihre Bes^chti^ung^-reisen wegen der hohen

Kosten wesentlich einschränken mußten.

Dic »schwieriges und unsicheres] Verhältnisse44 werden als

Gn.:;u dafür angefahrt, daü eine zuverlässige Statistik ü!>cr die

falle nicht aufgestellt werden konnte, in denen die Bernfs-

fjMOSKnschaften bereits innerhalb der ersten 13 Wochen nach

dem 1 ;:a!l das Heilverfahren übernommen haben. Zahlen,

die ebl abschließendes und erschöpfendes Bild davon, wie das

Heilverfahren durcbgeflhrt worden ist. geben könnten, liegen

nicht vor. Ls ist aber niciit abzusehen, weshalb trotz der „schwie¬

rigen und unsicheren Verhältnisse4' diese Statistik nicht möglich

sein sollte, wenn es nicht durch „Sparmaßnahmen4' verhindert

.worden wäre.

Hervorgehoben wi^d in dem Bericht, daß dic Bedrohung der

Volks^esundheit durJi die Lungentuberkulose bei den

schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen und der Wohnungs¬

not weiter im Wachsen begriffen ist. In richtiger Erkenntnis

diese- Gefahr haben die Landesversicherungsanstalten, soweit

es ihre bedrängte finanzielle Lpuc noch zuließ,

ihre Mittel für das Heilverfahren vorwiegend zur Bekämpfung

dieser schweren Yolkssetiche verwendet. Dabei richten sie iiir

Augenmerk immer mehr auf den im Vordergrunde stellenden

Schutz der ^^rnKk-rs gefährdeten Jugendlichen. Auch der

Stützung der unentbehrlich gewordenen Lürsorgestellen, deren

Z u s a ¦ m e n b r u C h droht, haben sie sich auf Anregung

des Reichsversicherungsamts nach Kräften gewidmet. Leider

ist hinzuzufügen, daß sowohl ihre Finanzen als auch ihre

Kräfte für diese wichtigen Zwecke völlig ungenü¬

gend sind.

LIkmiso mußten die Laudcsversicherungsanstalten infolge

Ihrer bedrängten Finanzlage den Kampf gegen die

Geschlechtskrankheiten auf ein Mindestmaß beschrän¬

ken. In vielen Anstaltsbezirken mußten dic Beratungs¬

stellen ganz oder zum Teil geschlossen werden. Auch

die von einzelnen Landcsversichertingsanstaltcn mit den Kranken¬

kassen und* der Reichsverefcheruugsanstalt fiir Angestellte her¬

gestellten B e li andlung s-gern einschalte n, deren Lnt-

•wicklung Aussicht auf durchgreifende Erfolge bot, kamen fast

y ö11ig zum Stillstand. Der Berichterstatter gibt sich der

Hoffnung hin, daß nunmehr, da die Beitragseinnahmen der

Landesversicherungsanstalten wieder auf wertbeständige Grund¬

lage gestellt sind, der Kampf gegen diese die Gesundheit der Be¬

völkerung noch immer schwer bedrohende Volksseuchc bald

In vollem Umfange wieder aufgenommen werden kann, damit

nicht eine zu lange dauernde Unterbrechung den t!riolg der bis¬

herigen Arbeit in Frage stellt. Sicher ist diese Sorge berechtigt

und dringend ru wünschen, daß die Sozialversicherung auf die¬

sem Gebiete viel nachdrücklicher als bisher tätig ist. Aber seihst

bei sorgfältigster Vermeidung aller unnötigen Kosten sind

dazu größere Mittel notwendig. Dic Unternehmer lassen

Jedoch durch Herrn r« Bors ig das öde Geschrei nach ..Spar¬

samkeit anstimmen, ohne sich bei den hier angeführten und im

amtlichen Bericht des Reichsversicherungsamts nieder¬

gelegten Tatsachen auch nur im geringsten aufzuhalten. Kine

„Sparsamkeit" aber, die an diesen Tatsachen achtlos vorbeigeht,

Ist In Wahrheit eine unverantwortliche Verschwendung. Denn

was hier versäumt wird, rächt sich nicht nur an der Gesundheit

und dem Lebensglück vieler Arbeiter und Angestellten sowie

Ihrer Familien, sondern belastet auok unsere Wirtschaft

Ueber den „versicherungstechnisc.ien Erfolg" nur ein kurzes

Wort, wiederum im Anschluß an eine Steile des Berichts. Das

Reiehsversicherungsamt sieht sich nämlich auch zu der Mit¬

teilung gezwungen, daß es viele Beschwerden, oft in sehr erregter

Form, erhalten hat von den Verunglückten, denen ihre Renten in

Papiermark ohne jede Aufwertung, daher in einem lächerlich

¦Hfügen Betrage ausgezahlt worden seien. Ls sind dies die

Verunglückten, denen Rente weniger als 33Vn vom Hundert der

Voilrente beträgt. Inzwischen hat der Reichsarbeitsminister

auch fi:r sie gesorgt. Fr hat mit Wirkung vom 1. April 1921 ab

yerord^et, daß diese Reichsrentrier eine Rente von einer

?.vollen" Billion Mark vierteljährlich erhalten! Angesichts

solcher großartigen Leistungen der Sozialversicherung für die¬

jenigen, die im Dienste der Wirtschaft ihre gesunden Glieder

eingebüßt haben, stellt s.ch ein Mann wie Herr v. Bort Ig.

umjubelt von dem ganzen Haufen der Großkapitalien, hin und

hllt eine solche Rede über die Sozialversicherung. Das kenn¬

zeichnet die Wirtschaft Httd das. was wir noch von diesen Herren

tu erwarten haben.

Bezeichnend ist endlich, in welcher Weise der Wirkliche

'Geheime Oberregeruagsrat Dr. F. Hoffmann, in diesen

Fragen schon lange der Fachmann der preußischen Regierang«
hn Preußischen VerwalttmgsbUtt Nr. 23 Stellung zur ^Verein¬

fachung und Verb.Hignag der Socielversicbcrang' genommen

hat. t!r weist auf die schwierigen Verhältnisse hin und auf dic

b_shcr.gen Maßnahmen dagegen. Aller diese Maßnahmen, fährt

er dann fort,
uerden in wetten Kreisen als eine aasreichende Sichtraaz des Bestände» der

Sr/ialvcrskiierunz nicht angesehen. Der Gedanke, durch eine weit.

ichende Einschränkung der Leistungen oder gar dtirJi

Beseitigung ein r. einer Z w c i c c der Versicherung da

Sozial, ersiwherun;; U stützen, uird atlcidini:* noch entschieden turCck-

ge\* icsen.

Fr bespricht nun die Vorschläge der Landesdirektoren aui

ihrer Zusammenkunft in Berlin am 30. November und L De¬

zember 1923 und schließt mit folgenden Sätzen:

Im aMgemeifien wird hei allen Vorschlagen für eine Verbclttgung und Ver«

tinfachvng der Sozial versichernde nicht gc<...*end beachtet, daB mit kleinen

Mitteln, wie sie die andere Organisation der Versicherungsträger darstellt,

eine durchgreifende Losung nicht möglich ist. Die fragt nach Bei¬

behaltung der Sozialversicherung in Üttff oder jener (Jestalt liegt aus¬

schließlich auf wirtschaftlichem fiebiete und V IN

ausschlaggebend nur durch die Entwicklung unserer Produktionsverhältnisse

beemiiu&t. Können die Industrie und die sonnigen Produktion-»-

stünde d:e Lasten der Stglil»tflicbff*U iiicM mehr tragen, sei es i:n

Interesse der Konkurrenzfähigkeit aut den. Weltmärkte« sei es wegen einer zu

starken steuerlichen Belastung, sa wird trotz alle« innerlichen Sträuben* an

einschneidende Maßnahmen aul sachlichem Ucliet lierar.gctrc IM
werden m._s«en.

Welche Seelenharmonie zwischen Herrn Dr. Hoff mann

und Herrn Dr. v. B o r s i g. Auf die „Industrie44 und die sonsti¬

gen .Produktionsstände44 kommt es an. sagt Herr Dr. Hoff¬

ina n n ; nach der Wirtschaft haben sich Regierung und Reichs¬
tag zu richten, verkündigt Herr Dr. v. Bors ig, Oehören aber

zur Industrie und zu den sonstigen Produktionsständen, und ge¬

hören zur Wirtschaft nicht auch dic Arbeiter und Angestellten,
also die. für de die Sozialversicherung bestimmt ist und einen

unerläßlichen Teil ihres Arbeitsentgelts darstellt? Glauben

jene Fachmänner vom grünen Tisch und jene GroßkapitaHsteu
wirklich, daß sieh die Arbeiter und Angestellten wieder in die

unerträgliche Not. wie sie vor Inkrafttreten unserer Sozialver¬

sicherung bestand, herabdriiekeu und in der Zeit der Arbeits¬

unfähigkeit rücksichtslos der völligen Hilflosigkeit ausliefern

lassen? Wir sehen schon jetzt die Wirtschaftskämpfe: sie wer¬

den um so gewaltiger werden, je ernster der Wiedcrauihau

unseres Wirtschaftslebens sich vollzieht. Je stärker die Männer

wie Dr. Hofunann und Dr. v. ßorsig mit ihren Plänen hervor¬

treten, um so mehr fachen sie diese Kämpfe an. Damit hem¬

men sie nur die Gesundung sowohl unserer Wirtschaft im all¬

gemeinen, als auch der Sozialversicherung im besonderen.
Gustav Hoch. Hanau a. HL

Verwaltung-
Neue Gesetze und Verordnungen. Die Dritte Anordnung

über deu Ersatl der den Krankenkassen durch dic Erhebnag der

Beiträge zur Erwerbsloseflffirsorge entstandenen Verwaltungs-
Kosten vom 7. April 1924 (Reichsarbeitsbiatt Nr. 8 vom 10. April
1924 S. 142) gibl den Kassen das Recht. 0.50—6 Prag, der ab¬

geführten Beiträge einanbehaJtea.

Krankenversicherungspflichtige Personen haben n ähreud

einer Zeit, in der sie wegen Arbeitsunfähigkeit Krankenkassea-
l>citräge niciit zu entrichten brauchen, Beitrags zur Erwerbs¬

iosenffirsorge! auch dann nicht zu leisten, wenn sie (iehalt oder

Lohn vom Arbeitgeber weiter beziehen (Bescheid des Reichs-
arbeitsmimsters vom 1. April 1924 — X, 3414/24 — vgl. Reichs«
arbcitsblait Nr. 8 vom 16. April 1924 S. 143). Die Beiträge der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Krwerhsloseniürsorge sind

als Zuschläge zu den Krankcnkassenbciträgen und nut diesen nnd
wie diese zu entrichten. Demnach sind sie nach für 7 Tage zu

berechnen, obwohl nach | 11 der Verordnung vom 16. Februar

1924 d_e Emerbsiosenunterstiitzung nur für die 6 Wochentage
gewählt werden darf (Schreiben des Reichsarbeitsmin^ters vorn

1. April 1924 — X/d189/24 — an die obersten Landesbehörden

für Erwerbslosenfirsorge — vgl. Reicharbeitsblatt Nr. 8 vom

16. Apni 1924 s. 143), — Wenn Zweigstellen von Krankenkassen
nach Reichsknappschaftsgesetz, von Betriebskrankenkassaa und

Ersatskassen die bei ihnen eingehenden Beiträge zur Erwerbs-

losenffirsortfe gemäß Art. 12 Abs. l der AnsifihrttttgsvtMschriftei.
zur Verordnung über Erwerbsiosenffirsorge vom 25. Man 1924

direkt an die fiir ihren Sitz empfangsberechtigte Stelle abfahren,

sn ist für die Hohe der Beiträge in diesem Falle der Salz maß¬

gebend, der für den Sitz der Zweigstelle gut. nicht mehr der am

Sitz der Hauptverwaltung (Schreiben des Reichsarbeitsministers

vom 7. April 1924 — X 3895/24 — an die obersten Landes¬

behörden iür Erwerbsiosenffirsorge — vgl. Re.chsarbeitsb9at1
Nr. 8 vom 16. Apri! 1924 S. 143). — Bescheide des Reichs¬

arbeitsministers vom 8. bzw. 11. April 1924 - X/3638/24 twi3

X 3770/24 — über Befreiung der Arbeitnehmer mit Jahres-

arbeitsvertrag von der Beitragspflicht zur Erwerbsiosenffirsorge
v-l. Reichsarbeitsblatt Nr. 8 vom 16. April 1924 S. 143/141 —«

Verordnung über Aenderungen des Verfahrens in der Social-

Versicherung vom 15, März 1924 — Reichsgesetzblatt lQ-*
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1 S. M0H — Bekanntmachung des Refchsministefa des Aus¬

wärtigen vom 22. April 1924 über Lrgänzungsbcstimmungen zu

den Vereinbarungen der deutschen und österreichischen Re¬

gierung vom 29. Juui/ltl August 1921 betr. Gewährung der

ArMtsosennuterstfilsung an die beiderseitigen Staatsange¬

hörigen Reichsgesetzblatt 1924 Teil II S. 89/90). — Verordnung

des Reichsarbeitsministers vom 11. April 1924 über die Aus¬

losung der Südwestdentschen Eisen-Berufsgenossenschaft zum

L Januar 1924 (Reichsgesetzblatt 1924 Teil I S. 403/404). —

[Verordnung des Reichsarbeitsministers vom 16. April 1924 über

Beiträge und Leistungen der Angestellten- uiul Invalidenver¬

sicherung (Rcichsgesetzb'att 1924 I S. 405/409). — Verordnung

des Reichsarbeitsninisters vom 28. März 1924 über Verände¬

rungen bei den Kammern tür Angestelltenversicherung (Reichs-

Gesetzblatt 1924 I S. 4V\). — Gebührenordnung für das Reichs-

trerstchernngsamt vom 22. April 1924 (Reichsgesetsblatt 1924

1 S. 419/420). — Entscheidung des Reichsschiedsgerichts betr.

Anwendung des Bespldungssperfgesetzes auf Krankenkassen-

beamte — III S. 144/?,? — in „Volkswohliahrt" Amtsblatt des

Preuß. Ministeriums f. VolkswohHahrl 5. Jahrg. 1924 S. 161—163.

««- Erlaß des Reichswohlfabrtsministers vom 3. April 1924 betr.

Erleichterungen iu der Beglaubigung von Rentenqutttimgcn
— Hl v. 9S5 — in ..Volkswohlfahrt41 5. Jahrg. 1924 S. 164.

Krankcnvers-cherungspflicht von Helfern der Technischen

Nothilic. Welche Krankenkasse ist zuständig? Nachfolgend gebe

ich Kenntnis von einem Rechtsstreite, der von groüer Bedeutung

ist: Im März des Jahres 1922 war in einem Kleinbahnbetriebe

der Firma L. u. Co. Streik ausgebrochen und die Technische

Nothilfe sandte auf Ersuchen der Firma Nothelfer, von denen

oer Arbeiter K. a:n 24. März 1922 einen Betriebsunfall erlitt.

an dessen Folgen er vom 21. März 1922 bis 28. Mai 1922 arbeits¬

unfähig krank war. Der Verunglückte verlangte von der Allge¬

meinen Ortskraukenkasse H. die Krankenhilfe, da er nach seiner

Meinung im Dienste der Technischen Nothilfe gestanden habe,

während Jer Zeit des Kothilfedieastes von seinem Arbeitgeber,

der Drogenfirma C. u. L.t lediglich beurlaubt und deshalb bei

der Allgemeinen Ortskrankenkassc H. unter Fortzahlung der

Beiträge seitens der Firma C. u. L. versichert geblieben sei.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse H. vertrat demgegenüber die

'Auffassung, daß dic von K. behauptete Dienstleistung „im öffent¬

lichen Interesse44 nicht ohne weiteres anerkannt werden könne,

da nach der telephon.schcn Mitteilung des Landesunterbezirks-

ieiters L. die Technische Nothilfe beim Rcichsarbeitsminister be¬

antragt habe, wegen der Unfaiicu.schüdiguug die zuständige

Berufsgenossenschaft haftbar zu macheu. Liege also ein Be¬

triebsunfall vor. so müsse auch die für den Betrieb zuständige

Krankenkasse die Krankenhilfe gewähren. Der Vorsitzende des

Versicher.ingsamts wies K. ia der Vorentscheidung vom 24. Juli

1922 — 14, b Li. A. 1. 81/22 — ab mit der Begründung, daß

die Arbeitsleistung: des K. wohl im öffentlichen Interesse geschah.

daü sie aber doch der Firma L. u. Co. zugute kam. In der

Berufung vor dem Oberversicherungsarnt machte K. geltend, daß

er in staatlichem Interesse Notstandsarbeiten in einem lebens¬

wichtigen Betriebe verrichtet habe, als Nothelfer lediglich be¬

urlaubt sei und daß die Beiträge zur Allgemeinen Ortskrauken¬

kasse H. von der beurlaubenden Firma C. u. L. fortgezahlt worden

seien. Dic Allgemeine Ortskrankenkassc H. wandte ejn, daß

K. bei Ausübung von Notstaudsarbeiteu einen Betriebsunfall im

Betriebe ier Firma L u. Co. erlitten habe. Seinen Lohn bezog

er, wem» auch indirekt, von der Firma L. u. Co. Die Technische

Nothilfe spiele lediglich bei der Lohnzahlung sowie bei Bere.t-

stellnng von Arbeitskräften die regierungsseitig anerkannte Ver«

¦nittlerrolic. Das Oberversicherungsarnt Merseburg — 23/1922

IC — verurteilte unter Abänderung dei Vorentscheidung vom

24. Juli 1922 die Betriebskrankeakassc der Firma L. u. Co., dem

Kläger Krankenhilfe su gefrähreu. Die Revision der Betriebs-

krankeakasse der Firma L. u. Co. gegen das Urteil des Ober¬

versieherungsamts Merseburg vom 16. April 1923 wurde vom

Reichsversichersngsamt, Zweiter Revisionssenat iu der Sitzung

vom 4. Dezember 1923 zurückgewiesen (II a. K. 51/23 2).

In den Gründen dieses Urteils heiDt es:

Als im -Urz 1922 Lei der von der Firma L. \t. Co. ti. m. b. II. betriebene!

II. IL Eisenbahn eia Streit ausgebrochen viar. rief dit Firm tfk Uateratiü

der Teebau Ht-:. Natfcüfc nn. Mittlied iei Tecbaiachea Nothilic arai aach ur:

Kläger, der daMala latolge wthmet Tätigkeit bei der Pinna C u. L., Drogcti«-

handlung ;».: H.. der Eritbckfa&tcu — Allgemeinen Or.skrankeftbsaae n li. — t\s

Mitglied aageMfte. Cr trvrdc \\*r der» DtauH btJ der Nothilic roa seiner

Arbeitccbe' ¦ Mi unbestimmte ?xi\ beurlaub*. Bei d-:r Krankenkasse meldete

%ie ihn Jec'.wh n.cht ab, io Jer« beuklic Sic Beiträge areHcr, Ic 4em be¬

streikten l* ist »bahnbetriebt wurden die AagckSrucn der Technischen Noihüfe,

darunter aaCb der K'd/cr, aach de« AiiAvh^^in der Firma L. u. Co. ver¬

wendet. Die geaaaUca Kostca fccaablte dt* gesaaate Firma an die Teckoischc

Nolhtlfe. dii wiederum die einreisen Helfer entloUSte. Der Küfer «fgtrMgtaclctt

am 24. Mär/: 1922 während der Hilfelefc'ung und nahm die Erstbeklagte
— A4!-

gerneine Ort^kraokeokaaac CC lt. " auf Ka*tente.stanc in Anspruch. Der

Anspruch n»;ccti diese Beklagte wurde vei» den Votiitstaitsen abgewiesen, ba«,

Obcrversiche. sagsotnt hat die Z%eitbcktaetc —- ßetriebskrankeoka^se der Pinea

L. a. Co. - bimugezctgen und vtr.itc.lt. für die Datier der fcrkrankan* it \

dem 24. März HR22 dem Ktlger Kraalreabtffe ra gewibrta.

Qeteo dievci Urteil, aal SaaiOa lofeatl Besag genommen wird, hat die

Zweitbeklage -- netricfokraak.'i-ikaiic der Firma L. u. Co. — rechtzeitig d.e

Revhton eingelegt mit dem Antrag, unter Aufhebung der a cktCSCU Fnt-

soheidung sieht \\t. teatfera die CratbUklagtc — AMgeateiM Orti tituwa

tu H. — zu verurteilen.

Die Krstbtklagle — Allgemeine OrtokrOSkosteaac H. — hat die Zirnck-

veifttMg der Revision beantragt.

Die Revision konnte keinen Effotl baten, da die angefochtene fntscheidung

nicht zu beanstanden, insbesondere die MitgUeätCbatt des KUgeri hei der

Zwcitbekhgtcn ¦— BttfialnfcfSUkaohnaa der Firma L. u. Co. — ofcac Recht *-

IrrttM festgestellt worden ist.

Es kann dahingestellt bteiben. ob in allen Plttc* die für dic bestreikte

Firma zuständige Krankerkasse für Krankhrtt-fäHe aus der Zeit der Hilfe¬

leistung einzutreten ha». Denn die vorliegend gegebenen Umstui de rechtfertigen

jedenfalls die Feststellung, dass die Zv/citbeklagtc — fcatlÜitnkroakenkasse der

Firma L. u. Co. — MatUUgaMtig Iat Wenn die Firma L. u. Co. in dem !Sc-

streben, ihren Bahnbetrieb möglichst aufrechi/uer.,allen, sich an die Technische

Nothilic zur P.rlangung von Arbeitskräften vtandtc uad diese loteiSC des Rata

Leute zur VorflgOUg stellte, so kamen <a4ardl zwischen der Firma und dea

einzelnen Hclfcr.i unmittelbare Beziehtinjceii zustande; es v.;rJe_i Arbeits¬

verhältnisse mit VerMcherungspflicht bfgrlolit Der fifhailihta HothMfo

kam hierbei nur die Rolle der vermittelnden Stelle zu. Oh anders zu ent-

scheiden wäre, venu die EluaatSMt der Helfer ohne Aufforderung der Firma,

etwa atti Veranlassung einer Behörde lediglich im Dffent'icheo Interesse, erfolgt

wäre, kaoa dahingestvüt bleiben, weil hier tatsächlich die lieuiebsmliaberni

die riaaatfl veranlasst Ljt. Aus dem gleichen QfOOda i>: es aod ascrfcatw

lieh, ob der Betrieb der Dacuhaha H dem \ crminjei len UfttfaaSO. tfll er durca

die Helfer aatfechterhalten werden sollte atU lataSckUch aufrcektcrksllCfl

worden ist. für die Firma L. ;i. Co. gew inr bringend war (der nicht, iaoa tt

Kommt nur darauf an, ü:iss dic Firma den Witte* baue, ArbeiUkriftC lit §m

Betrieb zu erhalten. Diese ArbetUkrSflc wurden Na nctrlaka aatfff Ifitaug

der von der Firma eingestellten BetrlahaboauMaa llitrasll und etnottacai von

tttoaaa ihre Weisungen. Sic standen atiO uueh in einem AkhlagigkettaYCfhillola

zu der Firma L. u. Co., v ic es für Arbcitsvcrh.Uni lac kfaaicirkaca^ *st. Dosi

cie EuUofcUOUg nicht f.c.mittelbar seitens der Firma L. u. Co.. aOSttefa durch

die Technische Nothilfe trfolgta. ist nicht von asaachtaggebeatler Bedeutung.

denn die TodaiiiCfea Nothitfc ¦feoroakfll die Verteilung der Arbeitt« rgltasg nur

ans rr^anisatorischen Gründen vnd wirkte hierbei letKglicfe »Il MillClapOfaau.

Fndlicii kann es nicht darauf ankommen, wie «ich die Ueteilictea d»e ver-

sicherwngsiecbtiiclien Folgen der tfofStUUI gedach» httCS« ÜCiholb m .d die

Fntscheidung durch die Lnlcrla^sung der Ummeldung uud dcffck d;e V.eiter-

zahiung der Kasscnbeitrai.e an dic Ccalbcklagtl — AUgOMttec 0ftt4fasfcfU

kasse H. — nicht bcctallaaat. Selbst arcaa die Irlfcrra Arbeitgeberia de«

Klägers ari ttteaca den I.ohti areitergezahlt halten sollte, komtst detn ke.ne lle-

daataag zu. I)ie ForUablaoa -les Lohnes bei solchen Bcoflaabotiuta aa Zwecken

der Technischen Nothilfe C-ftSpricM einer Iferaiabaraog mit gctrhaca Arbeit¬

geberverbanden. Üie Lohnzahlung seitens der bisherigen

Arbeitgeber, dic neben der Bezahlung der Helfer durch

die Technische Not hilfe erfolgt, ist bei dieser Sack¬

lage nicht die Gewährung einer wirklichen Arbeits-

Vergütung, sondern einer Sonder belohn ung. welche dio

an der Durchführung der Technischen Noihilfe inter¬

essierten Arbeitgeberverbände den Helfern zubilliget«.

Somit ist die Verarteilaaa der Zweitbcfcfogtea — BcrttcbatntudstskMaa der

Firma L. u. Co. — zu Recht erfolgt, da auch nicht etua eine nc.li den Be-

stimmungen der Bundesratsverordnung vom 17. November 19IJ (Wc.ciugesctf-

blatt Seite 781) ver^icherungsfreie Tätigkeit vorgelegen bat. Namen.. i_ UndeX

die Nummer 4 der Verordnung auf den Kligtf kentc Anwendung, da er die

Titigkeit bei dem Fisenlia!;nt i triebe nicht i.e'ocnher. Biailicb nicht aa einer

7c*t geleistet hat. fahrend weicher er in der Hauptsache für einen anderen

ArbcHaobcf iniin -^t-r. Cbctwovcola Irlffl Kaaiiei I BSi ia Mc Dsaaf der

Httfelcisteac des Kllgcri ia den Riaeabsbobetrieba ricfcl tfofberaaaebca war.

es sich Ctaa nicht wm e*ne Dieostlcistung handelte, de votraassicktligb hficbalou

drei Arbeüstaga iaoara arinie-

Aus diese.i Qff .den vat die Revision zurückzactfWCiaco,

Der Sperrdruck (U dem Urteil rührt von mir her. Icli

emfrfetale diese E!ntscbeidnnfC der Bencktuns der Prakttket in

der Krankenversicherung.
Abteilungsvorsteher Köln, Alle« OKK. Halle.

immm
--«j»

Gewerkschaftliches.
Die Arbeits/dt In den Krankenkassen. Dei Kampl tini dio

Krhaltung einer der wichtigsten gosinlen Crrnncenschaften der

Nachkriefsseit, des scbtstfindlxen Arbeitstages, scheint auch den

Kassenangcsteillen nicht erspart eu bleiben. Trotzdem die

Kassenvorständc last durchwen hl icerechter Würdimmt; alles

Ftir nnd Wider ui der tariflidi vereinbarten achtstfindlnen Arbeits¬

zeit festhalten, versuchen einselne Obcrversichernngsamter ^;tf

Qnmd des QenehminunKsrcchtes der Dienstordnung unter Öe-<
r ifung aul die für dio Staatsbeamten geltenden Bestimmungen

\:h Aenderung der Dien tordming den Angestellten die netui^

stündi^c* Arbeitszeit aufzuzwingen. Dafl sie hierbei einer;eits die

Urnen zustehenden Befugnisse weit überschritten, andererseits die

altgemeinen, insbesondere auch för die Kassenangestellten gelten«

den arbeitsrechtüchen Bestimmungen Dbertreten. Ist ein Bewei?

dafür, wie wenig die Demokratisierung des Beamtenköroers in

der Republik durchgedruckten ist und wie wenig sich |ene Männer

für die Erledigung der ihnen zugewiesenen Aufgaben eignen.

Zunächst sei hervorgehoben.daB die Kassenangestellten in ge¬

rechter Würdigung der schweren wirtschaftlichen Lage, in der

insonderheit die Krankenkassen sich zeitweilig befunden haben,

durchaus gerecht geworden si>d. Nicht nur in örtlichen Ver¬

einbarungen mit den Kassenvorständen wurde dnreh 1 Blutung

freiwilliger Mehrarbeit Insbesondere in der Zeit der Inflation be<

der kolossalen Mehrarbeit infolge der überstürzenden Gesetzes-

geberei den schwierigen hinanzverhältnis«eu Rechnung getragen.

Auch in der Tanfgemeinschaft mit dem Hauptvcrbaikl ucutschei
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Krankenkassen haben die Angestellten im Falle eines Notstandes

sieh zur Leistung von Ueberstumlen ohne besondere Vergütung

bereit erklärt. Wenn trotzdem die als Aufsicht<organe für die

Innehaltung der gesetzlichen Vorschriften ver¬

antwortlichen Manner unter Mißachtuns: der gesetzlichen Be¬

stimmungen von den Kassenvorständen die Einführung der neun¬

stündigen Arbeitszeit verlangen, so handeln sie in völliger Ver¬

kennung Ihrer Aufgaben, sowohl in sozialversicherungs recht¬

licher als auch in allgemein sozialer Hinsicht. Ueber die soziale

Berechtigung des Achtstundentages soll an dieser Stelle nicht

gesprochen werden. Unverkennbar macht sich selbst bei ein¬

sichtigen und weitschauend'm Arbeitgebern die Erkenntnis be¬

merkbar, daß die Verlängerung der Arbeitszeit nicht das Allheil¬

mittel der Gesundung unserer Wirtschaftslage ist.

Hier soll heute lediglich die rein rechtliche Frage der

Forderung der Oberversicherungsärnter behandelt werden. In

der Reichsversicherungsordnung ist über die

Arbeitszeit keine Vorschrift enthalten. Die Am-tellungs-

und Bcsoklungsverhältnisse werden durch eine Dienstord¬

nung geregelt. Das längst überholte Genehmigungsrecht der

Oberversicherungsärnter hat unter Würdigung des neuzeitlichen

Arbeitsrechtes nur noch insoweit Bedeutung, ah- in der Dienst¬

ordnung Fragen geregelt werden, die nicht durch den bestehenden

Tarifvertrag geregelt sind und die nur dann einen Anlaß zur

Versagung der Genehmigung bilden können, wenn „ein wichtiger

Grund44 vorliegt. Die Auffassung des Oberversieherungsamts,

daß die Verordnung über Tarifverträge, dic Arbeitszeitverord-

nung, ia seihst das Betrieh? rütegesetz für die Kassenangestellten

nur unter der Einschränkung des Genehmigungsrechtes Geltung

habe, ist so abwegig, daß man sich wundern muß. daß immer

wieder diese Ansicht vertreten wird. Gewiß, das Genehmigungs¬

recht bestellt. Aber das neuzeitliche Arbeitsrecht hat ent¬

sprechend der Reichsverfassung mit voller Absicht den An¬

gestellten ein Mitwirkungsrecht bei der Feststellung ihrer Lohn-

tind Arbeitsverhältnisse zugesprochen. Das Betriebsrätegesetz,

das auch auf die Angestellten der Sozialver¬

sicherung Anwendung findet, sieht in § 78 Ziff. 2

über die Aufgaben des Angestelltenrats vor:

..soweit tinc tarif vertragliche Regelung nicht

besteht bei der Festsetzung der Arbeitszeit

ia*besondere bei Verlängerung und Verkürzung der

regelmäßigen Arbeitszeit m i t z u wirke n."

Nun aber ist die Arbeitszeit für die Krankenkassenangestellten

durch Tarifvertrag geregelt. Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer sind einig über ihre Dauer. Es besteht für die Ober¬

versicherungsärnter kein Recht, die RVO. sieht hierüber keinerlei

Ausnahmebestimmungen vor. den Angestellten eine längere als

die im Tarifvertrag vereinbarte Arbeitszeit aufzuzwingen!

Schlichtungsaus sebftsse haben deshalb auch verschiedentlich, wo

selbst die Kassenvorstände meinten, ohne Rücksicht auf das Mit¬

bestimmungsrecht der Angestellten, eine Aenderung der Arbeits¬

zeit anordnen zu können, die Ungültigkeit einer solchen einseitigen

Aenderung erklärt.

Wenn aber die Oberversicherungsärnter bei ihren Anord¬

nungen auf die Regelung für die Reichsbeamten verweisen, so

mögen sie sich daran erinnern, daß jüngst erst das Reichssdneds-

gericht in einer Zurückweisung des Einspruchs des Reichsfinanz-

muiistcr? über die Anordnung des Besoldungssperrgesetzes er¬

klärt hat, daß die Angestellten der Krankenkassen nicht als

Beamte anzusehen seien. Sind sie keine Beamten, so

müssen für sie die allgemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen

Geltung haben, die den Angestellten ein Mitwirkungsrecht zu¬

gestehen!
In der Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember

1923 ist im § i niedergelegt:
„Soweit die Arbeitszeit nicht tariflich geregelt

Ist, kann auf Antrag des Unternehmers für einzelne Betriebe oder Betriebs¬

abteilungen eine (vom achtstündigen Arbeitstag) abweichende Regelung der

Arbeitszeit widerruf.ich zugelassen werden
"

„Nach den einleitenden Worten des § 6 geht die

tarif. erträgliche Regelung der behördlichen vor.

Der > 6 ist nur anwendbar, soweit eine tarifliche

Regelung der Arbeitszeit überhaupt nicht oder nicht

im alle Beteiligten besteh t."

Die Anwejvdung auch der Arbeitszeitgesetze vom 23. No¬

vember 1918 und 17. Dezember 1918. die durch die neue Ver¬

ordnung über die Arbeitszeit vom 21. De/cnibcr \923 mit er¬

neuter Gesetzeskraft vergehen sind, ist auf dieAng est eilten

der Sozialversicherungsträger seitens der Kommen¬

tare (siehe Elatow S. 1*2) ausdrücklich ausgesprochen worden.

Die Angestellten der Krankenkassen bewegen sich deshalb

durchaus auf gesetzlichem Boden, wenn sie die Verlängerung der

achtstündigen Arbeitszeit über den tariflichen Rahmen hinaus aui

das energischste bekämpft* Soweit sie die Unterstützung der

Kassenvorstände finden, dur ite es nicht schwer sein, die Ober¬

versicherungsärnter von der Inreclitmäßigkeit ihrer Forderung zu

überzeugen. Wo die Oberversicherungsärnter dennoch entgegen

den tatsächlichen rechtlichen Verhältnissen ihr durch keine ge¬

setzliche Bestimmung begründetes Vorgehen gegen die Kassen«,

angestellten fortsetzen, mögen sie bedenken, daß säe nicht nur

für die Einhaltung der Bestimmungen der RVO. Sorge zu tragen

haben, sondern daß «ie auch die Pflicht haben, für die

Durchführung und Beachtung aller Gesetze bedacht zu sein.

Ehi Ausnahmegesetz aber für die Kassenangestellten ist bis heute

noch nicht geschaffen. F. B.

Betriebsrätewahlen. Obwohl unsere gegnerischen Verbände

den starken Versuch machten, Einfluß auf die Betriebsrätewahlen

in den Krankenkassen zu gewinnen, ist das Ergebnis für sie

gleich Null. Die uns bisher gemeldeten Wahlergebnisse (ver¬

gleiche auch Nummer 7 dieser Zeitschrift) ergeben fast durchweg

den Sieg der freigewerkschaftlichen Liste. In den Allgemeinen

Ortskrankenkassen Cottbus. Charlottenburg, Reut¬

lingen, Berlin-Lichtenberg, Meißen und in der

Innungskrankenkasse der Gastwirte zu Berlin

setzten sich die Betriebsräte ausschließlich aus Kollegen, die

Mitglieder des ZdA. siod, zusammen. In der Allgem. Orts¬

krankenkasse Berlin wurde neben der frcigewerkschaftHchen

Liste noch eine kommunistische Liste eingereicht. Von ersterer

Liste wurden sechs Mitglieder des ZdA. in den Betriebsrat ge¬

wählt. Die kommunistische Liste erhielt zwei Mitglieder im Be¬

triebsrat, von denen keiner einem gegnerischen Verband an¬

gehört. Die Wahlen in der AOKK. Stuttgart brachten

unserer Liste fünf, der gegnerischen Liste zwei Sitze.

Schwierigkeiten bei Durchführung von Streitigkeiten aus

dem Arbeitsverhältnis der Krankenkassenangestellten entstehen

oft dadurch, daß die Tarifbestimmungen nicht in die Dienstord¬

nungen und die Einzclanstellungsverträge eingearbeitet worden

sind. Das gilt insbesondere für die Bestimmung über die Ruhe¬

gehaltsberechtigung (Ziffer 13 des Tarifvertrags), dic im Tarif¬

vertrage schon seit 1919 enthalten ist. Es ist deshalb dar¬

auf zu drängen, daß Dienstordnungen und An¬

stellungsverträge den tariflichen Vereinba¬

rungen entsprechend abgeändert werden. Wo

das nicht geschieht, haben sich die Angestellten etwa hieraus;

entstehende Nachteile selbst zuzuschreiben.

Zur Allgemeinverbindlichkeit des Tarifvertrags für die Be-

rufsgenossenschaftsangesteltten. Der Antrag auf Allgemeinver¬

bindlichkeitserklärung des ersten Nachtrages vom 28. Mär* 1924

zum berufsgenossenschaftlichen Tarifübereinkommen ist vom

Präsidenten der Reichsarbeitsverwaltung am 23. April 1924 be-

kanntgemacht. Einwendungen gegen die Erklärung können bis

einschließlich 15. Mai 1924 erhoben werden. Nach diesem Zeit¬

punkt ist die Allgemeinverbindlichkeitserklärung zu erwarten.

Bezirk Görlitz. In der Bezirksversammlung der Fachgruppe

KrankenkassenangesteHte in Görlitz sprach am 13. April 1924

Kollege Brillke, Berlin, über die Neuregelung des Dienstrechts

der Angestellten in der Sozialversicherung und über den Reichs¬

tarifvertrag mit dem Hauptverhand deutscher Krankenkassen.

Der Redner schilderte, warum de Krankenkassenangestellten

den Kampf gegen die Verbeamtung führen müßten. Nicht nur

die Existenz der jetzigen Kassenangestellten stünde dabei auf

dem Spiele, sondern auch die Art und Eorm des Selbstvcrwal-

tungsrechts der Krankenversicherung würde davon sehr nach¬

teilig betroffen werden. Der jetzige Rechtszustand im An-

stellungsvcrhültn.s der Kassenangestellten auf Grund der ver¬

alteten Bestimmungen der RVO. sei unhaltbar und geradezu ein

Hohn aui das neue Arbeitsrecht. Wenn man die willkürlichen

Eingriffe der Aufsichtsbehörden in das Angestelltenverhältnis
der Kassenancettelten unterbinden welle, gäbe es mir eins: sich

einzusetzen iür ein einheitliches, freies Angestelltenrecht.

Alle Redner stimmten diesen Ausrührungen und den weiteren

über den Tarifvertrag zu. Eine Entschließung im Sinne des

Vortrags wurde einstimmig angenommen.

mm
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Die Reich*\er&Lh«-rungs.>rdnung in Ihrer jetzigen lassung und die zu ihrer

Aenderung und AasfifcraSg ergangenen Vorschriften. Von Geh. Regierung>rat

Hr. If. Schals, Ministerialrat im Rcichsarbeitsmir.iMer.uni. Vierte neubearbeitetc

Auflage. Preis in Ganzleinen geb. 14 Mk Verlag von Reimar Hobbing,

BciMa SW. Ol, (jroLI.teienstr. 17. — Zahlreiche in letzter Zeit ergangene ein¬

schneidende Aeftttrrungen der Reichsversichen.rigsnrdnung haben eine voll-

kemmeue Umarbeitung des Werkes notwendig gfacit. Die vorliegende vierta

Auflage ist dabei de»i berührten Grundlagen d>:r ersten treu geblieben. Sic

g»ht einmal die Reichsversicherungsordnung in ihrer jetzigen Fassung wieder

und enthält außerdem alle für die Kranken*. Unfall- und Invaliditätsversiche-

rrng ergangenen Gesetze. Bekanntmachungen und Verordnungen in ihrer

geltenden fataaaa unter Hervorhebung der Aenderungen des ursprünglichen

GaiatacaICItfla. Dk E-rUsterungen sind wesentlich erweitert, die angeführten

oberstrichterlichcn Entscheidungen vcrn.ehrt urd die gcset7.£el>erischen Vor¬

gänge Met», erschöpfend berücksichtigt. Sa *ird das seit Jahren la allen

lachkieisen als unbedingt luverlässig bekannte Werk dem in der Prallt

vorhandenen dringenden Bedürfnis entgegenkommen nnd seinen Ruf ails maß¬

gebende: Kommentar auf diesem Gebiete behaupten. Kein in der Sozialver¬

sicherung 'ahger Praktiker trifd es bei seiner täglichen BtflfaafbtH entbehren

können.

Yamatwörtlicher Schriftleiter; Jc*ef Axuau.— Vertagt fct'JCitralvcrbao'l de»r Angestellter* {V. 17rba^j. — Dzuck: Vororte Uucbdrackerei. — £>&x_ctlich in iterlia.


